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Stand: 19.12.2017

Mit dieser Aktualisierung wurden folgende Fragen überarbeitet:

 1.1 Wer ist eine Teilnehmerin im ESF-Bundesprogramm „Stark im Beruf –
Mütter mit Migrationshintergrund steigen ein“?

 2.1 Dürfen Leistungen nach SGB II/III (Teilnehmendeneinkommen) zur
Kofinanzierung herangezogen werden?

 2.3 Können entschuldigte Fehlzeiten (z.B. aufgrund einer Krankheit, Betreu-
ung, eines Behördenbesuchs) während der Qualifizierungsmaßnahmen im
Rahmen der Abrechnung von Teilnehmendeneinkommen angerechnet
werden?

 3.4 Können anteilige Personalausgaben der Kooperationspartner, z.B. der
Mitarbeiter/innen in Jobcentern/Agenturen für Arbeit als Eigenmittel einge-
setzt werden?

 3.5 Wenn ein Projekt eigene Mieträume unterhält, sind die gesamten
Miet- und Mietnebenkosten direkte Ausgaben?

 3.7 Was ist bei Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit zu beachten?

 4 Was gilt für die Belegführung?

 4.4 Welche Belege müssen elektronisch hochgeladen werden?

 4.8 Was sind die prüfungsrelevanten Unterlagen für Personalausgaben?

1. Programmumsetzung

1.1 Wer ist eine Teilnehmerin im ESF-Bundesprogramm „Stark im Beruf – Mütter mit
Migrationshintergrund steigen ein“?

Das ESF-Bundesprogramm „Stark im Beruf“ des Bundesministeriums für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) zielt darauf ab, den Erwerbseinstieg für Mütter mit Migrati-
onshintergrund zu erleichtern und den Zugang zu vorhandenen Angeboten zur Arbeits-
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marktintegration zu verbessern. Teilnehmerinnen in diesem Programm sind alle Personen
der Zielgruppe, auf die Folgendes (kumulativ) zutrifft:

1. Die Teilnehmerin muss ein Modul oder mehrere Module bzw. eine oder mehrere Maß-
nahmen des Projektträgers (Beratung, Betreuung, Coaching, Qualifizierung usw.) aktiv
durchlaufen, je nach Konzept des Projektträgers.

2. Die Teilnehmerin muss einen Migrationshintergrund haben, also entweder nicht auf dem
Gebiet der heutigen Bundesrepublik geboren und 1950 oder später zugewandert sein
oder eingebürgert worden sein oder Eltern bzw. einen Elternteil haben, die bzw. der nach
Deutschland zugewandert ist oder ausländischer Herkunft ist.

3. Die Teilnehmerin muss eine Frau im erwerbsfähigen Alter mit Kind oder Kindern sein,
wobei das Alter des Kindes oder der Kinder unerheblich ist.

Bitte beachten Sie, dass als Teilnehmerin nur die Person gezählt werden kann, für die ein
ausgefüllter Teilnehmerinnenfragebogen in der Monitoringdatenbank mit ESF-validen Daten
und eine unterschriebene Einwilligungserklärung mit den Pflichtangaben vorliegt. Die Einwil-
ligungserklärung ist dabei als unterschriebenes Original an das Bundesamt für Familie und
zivilgesellschaftliche Aufgaben zu senden.

1.2 Was sind Indikatoren im ESF-Bundesprogramm „Stark im Beruf – Mütter mit Migra-
tionshintergrund steigen ein“?

Für jedes Projekt müssen pro Förderjahr und Fördersumme (maximal 50.000,00 Euro) je
nach Zielgebiet eine Mindestanzahl an Teilnehmerinnen ein Modul oder mehrere Module
bzw. eine Maßnahme oder mehrere Maßnahmen des Projektträgers (Beratung, Betreuung,
Coaching, Qualifizierung usw.) aktiv durchlaufen, je nach Konzept des Projektträgers.

 Pro Förderjahr und Projekt in den stärker entwickelten Regionen: mindestens 30
Teilnehmerinnen im Output-Indikator.1 Berechnet auf den Zeitraum von vier Förder-
jahren sind das mindestens 120 Teilnehmerinnen, die die Projektmaßnahmen durch-
laufen haben und als Teilnehmerinnen für die Zielbewertung eingerechnet werden.

 Pro Förderjahr und Projekt in den Übergangsregionen: mindestens 22 Teilnehmerin-
nen im Output-Indikator. Berechnet auf den Zeitraum von vier Förderjahren sind das
mindestens 88 Teilnehmerinnen, die die Projektmaßnahmen durchlaufen haben und
als Teilnehmerinnen für die Zielbewertung eingerechnet werden.

Wenn Projektträger weniger Fördermittel pro Förderjahr beantragen, verringert sich auch
entsprechend die Zahl der zu erreichenden Teilnehmerinnen anteilig. Sollte ein Antragsteller
z.B. lediglich die Hälfte der Mittel beantragen, verringern sich die mindestens zu erreichen-
den Output-Werte ebenfalls um die Hälfte, d. h. bezogen auf die Zielwerte für die stärker

1 Der Output-Indikator bezeichnet die Zahl der Teilnehmerinnen, die in eine Maßnahme Ihres Projek-
tes eingetreten sind (Anzahl Eintritte ins Projekt).
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entwickelten Regionen auf 15 Teilnehmerinnen und für die Übergangsregionen auf 11 Teil-
nehmerinnen. Der zu erzielende Output-Indikator wird dem Projektträger mit dem Zuwen-
dungsbescheid mitgeteilt.

Der Umstand, dass im ersten Förderjahr die Projektarbeit erst beginnt und die Ansprache
und Akquise der Teilnehmerinnen erst anläuft und dadurch im ersten Förderjahr ggf. weniger
Teilnehmerinnen erreicht werden, wird berücksichtigt. Die Teilnehmerinnenzahlen müssen
über die Gesamtlaufzeit betrachtet werden. Geringere Teilnehmerinnenzahlen im ersten
Förderjahr können ggf. mit der restlichen Laufzeit ausgeglichen werden.

Auf Basis des Output-Indikators (Anzahl der Eintritte in das Projekt) wird der Ergebnisindika-
tor festgelegt. Mit diesem wird überprüft, wie erfolgreich die Maßnahmen im Hinblick auf die
Integration von Müttern mit Migrationshintergrund in den Arbeitsmarkt waren.

1.3 Was geschieht im Falle der Nichterreichung der Indikatoren?

Wir unterstützen die Projektträger bei Fragen und bieten, in enger Zusammenarbeit mit der
fachlich-inhaltlichen Begleitung, Beratungsgespräche an um Lösungen in schwierigen Situa-
tionen zu finden. Dabei verfahren wir wie folgt:

1. Die fachlich-inhaltliche Begleitung der ESF-Regiestelle wird sich mit Ihnen, soweit mög-
lich, bereits im Vorfeld in Verbindung setzen und Sie bezüglich Ihrer avisierten Ziele und
Möglichkeiten beraten.

2. Sollte sich nach der Beratung herausstellen, dass die Teilnehmerinnenzahl voraussicht-
lich nicht erreicht werden kann, erfolgt seitens des BAFzA eine Prüfung dahingehend ob
eine anteilige Kürzung Ihrer beantragten jährlichen ESF-Mittel notwendig ist.

Kann der vorgegebene Outputindikator voraussichtlich nicht erreicht werden, ist dies dem
BAFzA schriftlich, in Form einer Änderungsanfrage in e2, seitens des Projektträgers
anzuzeigen.

1.4 Besteht die Möglichkeit, die Mittel von max. 50.000,- Euro pro Jahr flexibel auf die
Jahre zu verteilen?

Die bewilligten ESF-Fördermittel, die im Rahmen einer Fehlbedarfsfinanzierung gewährt
werden, sind jährlich in der beantragten und bewilligten Höhe vom Träger abzurufen. Da es
sich um ein mehrjähriges Projekt handelt, können nicht verausgabte ESF-Mittel auf Antrag
des Projektträgers auch in das Folgejahr übertragen werden. Dies ist schriftlich, mindestens
drei Wochen vor Ablauf des Haushaltsjahres, beim BAFzA zu beantragen und entsprechend
zu begründen.
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1.5 Gehören Teilnehmerinnen im ALG II-Leistungsbezug, die gleichzeitig in den
Freiwilligendiensten (BFD, JFD) tätig sind, zur Zielgruppe des ESF-Bundesprogramms
„Stark im Beruf – Mütter mit Migrationshintergrund steigen ein“?

Zuwendungszweck des ESF-Bundesprogramms „Stark im Beruf – Mütter mit Migrationshin-
tergrund steigen ein“ ist die Integration von Müttern mit Migrationshintergrund in Beschäfti-
gung durch zielgruppengerechte Ausrichtung der Unterstützungsangebote. Da die Teilnahme
an einem Bundesfreiwilligendienst oder an einem Jugendfreiwilligendienst als wichtiger
persönlicher Grund im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 5 SGB II anzusehen ist, der der
Ausübung einer Arbeit entgegensteht, sind Leistungsempfängerinnen von ALG II, die am
Bundesfreiwilligendienst teilnehmen, in dieser Zeit nicht verpflichtet eine Arbeit aufzunehmen
und gehören somit nicht zur Zielgruppe des ESF-Bundesprogramms „Stark im Beruf – Mütter
mit Migrationshintergrund steigen ein“.

2. Kofinanzierung

2.1 Dürfen Leistungen nach SGB II/III (Teilnehmendeneinkommen) zur Kofinanzierung
herangezogen werden?

ALG I-Leistungen nach den §§ 117 ff. SGB III und ALG II-Leistungen nach § 20 SGB II des
Bundes an Projektteilnehmende sowie die abgeführten Beiträge zur Kranken- und Pflegever-
sicherung können als passive Kofinanzierung gemäß Art. 13 Abs. 5 VO (EG) Nr. 1304/2013
angesetzt werden (so genannte Teilnehmendeneinkommen). Seit dem 01.01.2016 sind
grundsätzlich alle Bezieher/innen von Arbeitslosengeld II in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung und sozialen Pflegeversicherung versicherungspflichtig und erhalten den Status
„Pflichtversicherte“. Grundlage für den Regelbedarf ist § 20 SGB II. Mit dieser Gesetzesän-
derung entfällt die Kategorie „Familienversicherte“ bei den Standardeinheitskosten.

Mit Wirkung zum 01.01.2016 gilt im Rahmen der Abrechnung von ALGII-Leistungen daher
ein einheitlicher Stundensatz in Höhe von 5,00 Euro (inklusive Beiträge zur Kranken- und
Pflegeversicherung) für sozialversicherte ALG-II-Empfängerinnen. Maximal können dabei pro
Monat und Teilnehmerin 488,00 Euro geltend gemacht werden.

Hinweis: Bitte beachten Sie, dass ALG I-Leistungen und Leistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz (AsylbLG) mit den konkret zugrundeliegenden Beträgen abzurechnen
sind.

2.2 Können die Zeiten während der Qualifizierungsmaßnahmen als Kofinanzierung
angerechnet werden?

Die Leistungsbezüge aus SGB II- oder SGB III-Mitteln für die Zeiten von Qualifizierungs-
maßnahmen, insbesondere

1. Fachunterricht, in dem Sachwissen (ggf. auch Berufskunde) vermittelt werden,
2. Praktikum in einem Betrieb oder einer Lehrwerkstatt,
3. Besichtigungen von Betrieben und Institutionen zum Zweck der Berufsorientierung,
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können bis zu sechs Monate als Kofinanzierung angerechnet werden. Im Zeitraum der
Maßnahme muss mindestens ein Kontakt pro Woche (telefonisch oder per E-Mail oder
persönlich) zwischen dem Träger und der Teilnehmerin erfolgen. Dies ist nachweislich zu
dokumentieren.

Der Nachweis der Kofinanzierung erfolgt durch

 eine detaillierte Teilnehmenden-/Anwesenheitsliste entweder des Trägers für die im
Projekt erbrachten Zeiten oder des Bildungsträgers für den Nachweis der Teilnahme
an der Qualifizierungsmaßnahme. Die Anwesenheitslisten sind von den Teilnehme-
rinnen mit Datumsangabe täglich eigenhändig abzuzeichnen und durch Unterschrift
des Dozenten bzw. betrieblichen Anleiters zu bestätigen. Diese dienen zum Nach-
weis der tatsächlichen Qualifizierungsstunden (siehe Muster unter www.bafza.de);

 eine Bestätigung durch einen Leistungsbescheid o.ä. der jeweils zuständigen Bewilli-
gungsbehörde;

 das Formular zur Abrechnung von Teilnehmendeneinkommen im Rahmen der
Kofinanzierung aus öffentlichen Mitteln (siehe Vordruck unter http://www.esf-
regiestelle.de/foerderperiode-2014-2020/stark-im-beruf-muetter-mit-
migrationshintergrund-steigen-ein/downloads);

 ggf. Einwilligungserklärung zur Vorlage von Leistungs-/Bewilligungsbescheiden für
die Leistungen nach SGB II/III;

 Nachweis der wöchentlichen Kontaktaufnahme.

Die oben genannten Nachweise sind dem BAFzA im Rahmen der Prüfung der entsprechen-
den Mittelabrufe und der Zwischen-/Verwendungsnachweise auf Anforderung vorzulegen.

2.3 Können entschuldigte Fehlzeiten (z.B. aufgrund einer Krankheit, Betreuung, eines
Behördenbesuchs) während der Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen der
Abrechnung von Teilnehmendeneinkommen angerechnet werden?

Grundsätzlich sind nur die tatsächlich im Projekt erbrachten Stunden kofinanzierungsfähig.
Im Rahmen der oben genannten Qualifizierungsmaßnahmen werden Anwesenheitszeiten
sowie entschuldigte Fehlzeiten von Teilnehmerinnen berücksichtigt, wobei entsprechende
Anwesenheitslisten zu führen sind. Unentschuldigte Fehlzeiten finden keine Berücksichti-
gung. Fehlzeiten der Teilnehmerinnen sind in der Anwesenheitsliste mit entschuldigt (E) und
unentschuldigt (U) einzutragen. Folgende Fehlzeiten sind dabei als entschuldigt anzusehen:

Krankheit

Bis zu 2 Maßnahmetage,
wenn die Teilnehmerin dem Projektträger die
Krankheit fern-/mündlich (hierüber ist ein
schriftlichen Vermerk seitens des Projektträger
zu fertigen) oder schriftlich zu Krankheitsbe-
ginn mitteilt. Ab dem 3. Maßnahmetag ist ein
Attest vorzulegen.
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Betreuung eines kranken Kindes, das das 12.
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, wenn kei-
ne andere Betreuungsperson vorhanden ist

Bis zu 4 Maßnahmetage
Ab dem 1. Maßnahmetag ist ein Attest vorzu-
legen.

Unvorhersehbarer Ausfall der Kinderbetreuung
für ein Kind, das das 8. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat (z. B. Erkrankung der/des Betreu-
ers/in).

Bei Bestätigung durch verantwortliche Betreu-
ungsstelle.

Betreuung einer/eines Angehörigen, soweit
er/sie im selben Haushalt wie die Teilnehmerin
lebt

1 Maßnahmetag,
nach Vorlage eines einsprechenden Nachwei-
ses.

Eheschließung von Teilnehmerinnen
1 Maßnahmetag,
nach Vorlage eines entsprechenden Nachwei-
ses.

Mutterschutz Nach Vorlage eines entsprechenden Nachwei-
ses (z. B. ärztliches Attest, Mutterpass).

Tod des Ehegatten, der Lebenspartnerin/des
Lebenspartners im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes, eines Kindes oder Elternteils

Bis zu 2 Maßnahmetage,
wenn die Teilnehmerin den Projektträger fern-
/mündlich (hierüber ist ein schriftlichen Ver-
merk seitens des Projektträger zu fertigen)
oder schriftlich informiert.
Bis zu 5 Maßnahmetage,
wenn die Beerdigung des Angehörigen im
Ausland stattfindet und die Teilnehmerin dem
Projektträger fernmündlich (hierüber ist ein
schriftlichen Vermerk seitens des Projektträger
zu fertigen) oder schriftlich informiert.
Nachweise (z. B. Totenschein, Sterbeurkunde
oder vergleichbare ausländische Dokumente)
sind vorzulegen.

Vorladung durch Behörde
(z. B. Ausländerbehörde / Gericht)

Bei Vorlage eines entsprechenden Nachweises

Durch den Leistungsträger genehmigte Abwe-
senheit.

Bei Vorlage eines entsprechenden Nachwei-
ses.

Bitte beachten Sie, dass Sie die von Ihnen genutzte Anwesenheitsliste zwingend mit Ihrer
Antragsnummer versehen müssen, um eine Zuordnung zu Ihrem Projekt zu ermöglichen.

2.4 Welche Auswirkungen hat ein fehlender Leistungsbescheid für die Abrechnung
des Teilnehmendeneinkommens?

Unter der Position „Teilnehmendeneinkommen“ werden die Leistungen nach SGB II, SGB III
und AsylbLG, die von der öffentlichen Hand gewährt werden, erfasst (siehe auch 2.1). Der
Leistungsbezug einer Teilnehmerin muss während der gesamten Teilnahme im Projektzeit-
raum durch gültige Leistungsbescheide nachgewiesen werden. Dies bedeutet, dass auch
sämtliche Änderungen im Leistungsbezug der Teilnehmenden während des Projektes durch
Leistungsbescheide (also auch Änderungsbescheide) belegt werden müssen. Für Zeiträume,
für die kein gültiger Leistungsbescheid vorliegt, kann das Teilnehmendeneinkommen nicht
als Kofinanzierung anerkannt werden.
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Alternativ kann eine Gesamt- bzw. Sammelbestätigung oder eine personenbezogene Be-
scheinigung der jeweilig zuständigen Agentur für Arbeit bzw. des jeweilig zuständigen
Jobcenters zum Nachweis vorgelegt werden (siehe Muster „Bescheinigung zum Nachweis
von Arbeitslosengeldleistungen“ auf http://www.esf-regiestelle.de/foerderperiode-2014-
2020/stark-im-beruf-muetter-mit-migrationshintergrund-steigen-ein/downloads.

Hinweis: Der Nachweis der Kofinanzierung ist Aufgabe des Zuwendungsempfängers. Sollte
sich abzeichnen, dass die teilnehmendenbezogene Kofinanzierung nicht in kalkulierter Höhe
erbracht werden kann, ist dies dem BAFzA gem. ANBest-P/-Gk unverzüglich mitzuteilen.

2.5 Was ist zum Nachweis von Teilnehmendeneinkommen aufgrund von Leistungen
nach AsylblG vorzulegen?

Leistungen nach dem AsylbLG werden zur Behebung einer gegenwärtigen Notlage gewährt
und sind i.d.R. monatsweise berechnet. Sie sind keine rentengleiche Dauerleistung und
stehen unter dem Vorbehalt unveränderter wirtschaftlicher und persönlicher Verhältnisse der
Antragstellerinnen. Änderungen sind von den Leistungsempfängerinnen unaufgefordert
mitzuteilen und führen zu einer Neubescheidung. Insofern kann auch auf Basis eines
Leistungsbescheides die Kofinanzierung angesetzt werden. Weiterhin ist das ausgefüllte
„Formular zur Abrechnung von Teilnehmendeneinkommen im Rahmen der Kofinanzierung
aus öffentlichen Mitteln“, ggf. auf Anforderung Anwesenheitsliste sowie Teilnehmendenliste
zum Nachweis vorzulegen (siehe im Weiteren auch 2.4).

2.6 Können Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung nach § 16d SGB II
als Kofinanzierung angesetzt werden?

Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung nach § 16d SGB II sollten als
Kofinanzierung nur dann genutzt werden, wenn dies im konkreten Einzelfall der Integration in
den allgemeinen Arbeitsmarkt dienen soll. In den Maßnahmen kann die teilnehmerbezogene
Leistung (ALG II, Mehraufwandsentschädigung), die für den Zeitraum anfällt, ggf. anteilig
entsprechend des Umfanges der Arbeitsgelegenheit als Kofinanzierung angesetzt werden.
Der durch die Grundsicherungsstellen geförderte Aufwand von Trägern bei der Durchführung
dieser Arbeitsgelegenheiten kommt für eine Kofinanzierung grundsätzlich nicht in Betracht.

2.7 Die Agentur für Arbeit bzw. das Jobcenter stellt dem Projekt Räumlichkeiten zur
Verfügung. Wie muss dies nachgewiesen werden?

Notwendig ist eine Bestätigung durch die Agentur für Arbeit, die besagt, dass der Raum für
einen bestimmten Zeitraum zur Nutzung vorgehalten bzw. tatsächlich genutzt wurde.

Diese Bestätigung muss

 die Quadratmeterzahl,
 den entsprechenden Geldwert (mit Angabe des Quadratmeterpreises) und
 den Zeitraum der Nutzung bzw. der Bereitstellung

enthalten.
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Bei gemeinsamer Nutzung von Räumen durch Projektteilnehmende und nicht am Projekt
teilnehmende Personen ist die Vorlage eines entsprechenden Verteilungsschlüssels und der
unterschriebenen Teilnehmendenliste zwingend erforderlich.

Hinweis: Der Nachweis der Kofinanzierung ist Aufgabe des Zuwendungsempfängers! Dieser
hat sich um die notwendigen Nachweise zu bemühen. Sollte sich abzeichnen, dass die
Kofinanzierung nicht in kalkulierter Höhe erbracht werden kann, so ist dies gem. ANBest-P/-
Gk dem BAFzA unverzüglich mitzuteilen.

3. Zuwendungsfähige Ausgaben

3.1 Was umfassen die direkten zuwendungsfähigen Personalausgaben?

Die zuwendungsfähigen Personalausgaben umfassen:

 das individuelle monatliche Arbeitnehmer-Bruttoentgelt,
 jährliche Sonderzahlungen (im Monat der Zahlbarmachung):

Gemäß TVöD sind mit der einmaligen Jahressonderzahlung sämtliche Sonderzu-
wendungen an Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter abgedeckt; eine darüber hinausge-
hende, ggf. vereinbarte weitere Sonderzuwendung (z.B. ein Urlaubsgeld) ist in die
Berechnung der Jahressonderzahlung mit einzubeziehen. Zum Nachweis der
Jahressonderzahlung ist das Formular „Abrechnung der Jahressonderzahlung“ zu
nutzen (Download auf www.esf-regiestelle.de).

 vermögenswirksame Leistungen,
 gesetzlich vorgeschriebene Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung,
 Umlagen U1 und U2,
 Insolvenzgeldumlage,
 tarifvertraglich vereinbarte Anteile zur Altersvorsorge (Umlage VBL).

Hinweis: Ein Nachweis des Zahlungsflusses an Sozialversicherungsträger und das Finanz-
amt ist lediglich einmalig und danach ggf. auf Nachfrage notwendig.

3.2 Können Personalausgaben für das Controlling sowie die ESF-finanztechnische
Abwicklung (keine Buchhaltung und Personalabrechnung) über die direkten
Personalausgaben abgerechnet werden?

Direkte Personalausgaben für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Projektträgers und der
Teilprojektträger in Projektverbünden, die zur Durchführung des Projektes eingestellt
wurden, oder für vorhandene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die neben ihren bisherigen
Aufgaben zusätzlich mit der Umsetzung des Projekts beauftragt sind, fallen nicht unter die
Verwaltungskostenpauschale, sondern werden einzeln abgerechnet.

Ist eine eindeutige Zuordnung möglich, können die für das Projekt angefallenen Personal-
ausgaben für die finanztechnische Abwicklung als direkte Ausgaben abgerechnet werden.
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Bitte beachten Sie, dass in diesem Fall die Erstellung von Stundennachweisen unverzichtbar
ist. Werden die Personalausgaben über einen Umlageschlüssel auf die einzelnen Projekte
verteilt, so handelt es sich um Ausgaben, die über die Verwaltungskostenpauschale
abgerechnet werden. Personalausgaben für sonstiges Verwaltungspersonal (z.B. Rech-
nungs- und Personalwesen, allgemeine Verwaltung) und für die Geschäftsführung sind
Bestandteil der Verwaltungskostenpauschale und werden nicht einzeln abgerechnet.

3.3 Wann besteht ein „erhebliches dienstliches Interesse“ bei der Abrechnung von
Reisekosten?

Grundsätzlich sind nach dem Bundesreisekostengesetz (BRKG) 0,20 Euro pro Kilometer als
Wegstreckenentschädigung abrechenbar. Es können ausnahmsweise 0,30 Euro pro Kilome-
ter abgerechnet werden, wenn ein „erhebliches dienstliches Interesse“ besteht und dieses
vor Antritt der Reise, in der Regel seitens des Arbeitgebers bzw. Dienstherren, schriftlich
festgestellt und begründet wurde. Die Erklärung ist der Reisekostenabrechnung beizulegen.
Ein „erhebliches dienstliches Interesse“ besteht u.a., wenn

 das Dienstgeschäft bei Benutzung eines regelmäßig verkehrenden Beförderungsmit-
tels nicht durchgeführt werden kann oder ein solches nicht zur Verfügung steht,

 schweres (mindestens 25 kg) und/oder sperriges Dienstgepäck – kein persönliches
Reisegepäck – mitzuführen ist,

 die Benutzung eines Kraftwagens es ermöglicht, an einem Tag an verschiedenen
Stellen Dienstgeschäfte wahrzunehmen, die bei Benutzung regelmäßig verkehrender
Beförderungsmittel in dieser Zeit nicht erledigt werden könnten,

 eine Schwerbehinderung mit dem Merkzeichen „aG“ vorliegt.

Hinweis: Bei Gewährung einer Wegstreckenentschädigung von 0,30 Euro/km geht die Sach-
schadenshaftung auf den Arbeitgeber bzw. Dienstherrn über.

3.4 Können anteilige Personalausgaben der Kooperationspartner, z.B. der Mitarbei-
ter/innen in Jobcentern/Agenturen für Arbeit als Eigenmittel eingesetzt werden?

Grundsätzlich ja. Personalausgaben werden als Eigenmittel anerkannt, wenn es sich um
zuwendungsfähige Personalausgaben des Projektträgers oder der Teilprojektträger handelt.
Personalausgaben der Kooperationspartner können dabei als Kofinanzierung ohne Geldfluss
über eine Personalgestellung (öffentlicher Mittel) in die Projektfinanzierung mit eingebracht
werden. Sofern die örtliche Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt (BCA) der
Agentur für Arbeit/Grundsicherungsstelle Anteile Ihrer Arbeitszeit in das Projekt mit einbringt,
z.B. durch Teilnahmen an Beirats-, Steuerungskreissitzungen oder Infoveranstaltungen etc.,
können diese anteilige Arbeitsleistungen mit einem pauschalierten (Mindest-)Stundensatz
von 22,08 Euro angewendet werden. Der Nachweis erfolgt anhand von Stundennachweisen.
Diese müssen mindestens folgende Angaben enthalten:
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 Fortlaufendes Datum
 Anzahl der Stunden im Projekt
 Unterschrift der BCA
 Unterschrift der/des Vorgesetzten (zur Bestätigung des Vier-Augen-Prinzips)

3.5 Wenn ein Projekt eigene Mieträume unterhält, sind die gesamten Miet- und
Mietnebenkosten direkte Ausgaben?

Mieten und Mietnebenkosten können nur für Räume geltend gemacht werden, für die durch
den Projektträger tatsächlich Miete gezahlt wird und hier nur für den Flächen- und Zeitanteil,
der durch das Projekt genutzt wird (anteilige Kosten).

Förderfähig sind Ausgaben für

- Anmietung und Nutzung von Räumen für die Durchführung des Projektes;
- Nutzung bereits vorhandenen Mieträume für die Durchführung des Projektes.

Die Berechnung erfolgt über einen Umlageschlüssel, aus dem die Aufteilung der gesamten
Ausgabeposition auf das Projekt ersichtlich wird. Die Wahl des Umlageschlüssels ist zu
begründen und zu dokumentieren. Bei den umgelegten Ausgaben ist die gesamte Ausgabe-
position durch Ausgabenbelege nachzuweisen. Das ortübliche Niveau darf nicht überschrit-
ten werden.

Kosten von Räumen in eigenen Gebäuden können nicht über kalkulatorische Miete
angesetzt werden. Hier sind nur die gezahlten anteiligen Nebenkosten zuwendungsfähig.
Die Mietkosten (einschließlich Betriebs- bzw. Nebenkosten) werden auf der Basis der
projektbezogenen Nutzung berechnet.

Gemäß Finanztechnischem Förderleitfaden sind – ggf. anteilige – Mieten und Mietnebenkos-
ten für Räume nur in dem Umfang erstattungsfähig, wie sie tatsächlich für das Projekt
notwendigerweise genutzt werden und auch nachweislich für sie Miete gezahlt wird. Die
erstattungsfähigen direkten Sachausgaben für Mieten und Mietnebenkosten beziehen sich
ausschließlich auf die dem Projekt unmittelbar zuzuordnenden Räume wie z. B. Büros für
Projektmitarbeiter/innen, Schulungs-, Unterrichts- und Beratungsräume. Mieten und
Mietnebenkosten für andere Räume und Flächen sind nicht als direkte Mietausgaben
abrechenbar, sondern mit der bestehenden Verwaltungskostenpauschale abgegolten.

Verbrauchsartikel wie Toilettenpapier und Reinigungsmittel zählen ebenfalls zu den
Mietnebenkosten und sind daher über die Verwaltungskostenpauschale abgedeckt.
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3.6 Ist die Umsatzsteuer förderfähig?

Die Umsatzsteuer ist nur förderfähig, sofern sie tatsächlich und endgültig von dem Endbe-
günstigten getragen wird. Wenn der Zuwendungsempfänger/Projektträger zum Vorsteuerab-
zug berechtigt ist, dann ist die Umsatzsteuer nicht förderfähig. Der Träger bestätigt mit seiner
Unterschrift bei jedem Mittelabruf, dass die abgerechneten Ausgaben keine Umsatzsteuer
enthalten, wenn der Träger vorsteuerabzugsberechtigt ist.

3.7 Was ist bei Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit zu beachten?

Es gilt das „Merkblatt zur Öffentlichkeitsarbeit“ in seiner jeweils aktuellen Fassung (zu finden
unter http://www.esf-regiestelle.de/foerderperiode-2014-2020/stark-im-beruf-muetter-mit-
migrationshintergrund-steigen-ein/downloads). Projektspezifische Informationsmaßnahmen
sind unter Beachtung der Publizitätsvorschriften – insbesondere der Verpflichtung zum
Hinweis auf die Förderung aus dem Europäischen Sozialfonds – förderfähig, z.B. Gestaltung
und Druck von Flyern, Plakaten, Broschüren sowie Aufwendungen für die Veröffentlichung
des Projekts in Printmedien. Bitte beachten Sie, dass Sie im Rahmen von Öffentlichkeitsar-
beit verpflichtet sind, vorab die Freigabe bei der fachlich-inhaltlichen Begleitung, einzuholen.

Bei so genannten Web 2.0 Auftritten, das heißt Präsentation des Projektes in den Sozialen
Medien, wie z.B. Facebook dürfen die Wort-Bild-Marke des BMFSFJ sowie die ESF-/EU-
Logos nicht abgebildet werden!

3.8 Kann freiwillig auf die Verwaltungskostenpauschale verzichtet werden?

Nein, die Verwaltungskostenpauschale wird automatisch auf Grundlage der beantragten
direkten Personal- und Sachausgaben berechnet.

3.9 Müssen die Belege der entstandenen tatsächlichen Ausgaben, die über die Verwal-
tungskostenpauschale (VKP) abgegolten werden, für Prüfzwecke der Europäi-
schen Kommission oder sonstiger Prüfeinrichtungen des ESF aufbewahrt werden?

Für Ausgaben, die über die VKP abgegolten werden, müssen dem BAFzA als Bewilligungs-
behörde keine Belege vorgelegt werden. Es werden in diesen Fällen im Hinblick auf die
Feststellung der Rechtmäßigkeit und Ordnungsgemäßheit der Ausgaben nicht die tatsächli-
chen Ausgaben geprüft. Generell sind Belegaufbewahrungspflichten, die sich aus steuer-
rechtlichen, gesellschaftsrechtlichen oder sonstigen Regelungen ergeben, hiervon unberührt.

Hinweis: Es besteht im Übrigen weiterhin die Verpflichtung, dass alle anwendbaren Rechts-
vorschriften der EU und der Mitgliedsstaaten in vollem Umfang, unter anderem Vorschriften
im Bereich Publizität, öffentliches Beschaffungswesen, Gleichbehandlung, staatliche Beihil-
fen, Teilnehmendenerfassung usw., eingehalten werden. Zudem müssen die im Rahmen der
VKP angerechneten Ausgaben dem Zuwendungszweck sowie vor allem den vorgesehenen
Kostenarten der Förderrichtlinie entsprechen.
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3.10 Was ist in Bezug auf die Vergabe zu beachten?

Als Zuwendungsempfänger sind Sie an die Einhaltung der Vorschriften des öffentlichen
Beschaffungswesens gebunden. Es sind die Grundsätze des Wettbewerbs und der Transpa-
renz sowie insbesondere der Grundsatz der wirtschaftlichen und sparsamen Mittelverwen-
dung zu berücksichtigen. Bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen sowie freiberufli-
chen Leistungen sind nachfolgende Vorgaben zu beachten.

Gelten für Sie die ANBest-P und liegt der Gesamtbetrag der Zuwendung nicht über
100.000 € sind bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen sowie freiberuflichen
Leistungen folgende Vorgaben zu beachten:

a) Leistungen mit einem geschätzten Netto-Auftragswert (ohne Umsatzsteuer) von bis zu
500,00 € können ohne ein Vergabeverfahren beschafft werden (Direktkauf).

b) Als Projektträger sind Sie verpflichtet, bei freihändigen Vergaben mit einem geschätzten
Netto-Auftragswert von 500,01 € bis 4.999,99 € eine Preisermittlung bei mindestens drei
Unternehmen durchzuführen. Diese Preisermittlung kann formlos erfolgen, ist aber in jedem
Fall nachvollziehbar schriftlich zu dokumentieren (z.B. Ausdrucke von Vergleichsangeboten
aus dem Internet, screenshots, Vermerke zu Telefonaten, E-Mails).

c) Wenn der geschätzte Netto-Auftragswert bei mindestens 5.000,00 € liegt, sind grundsätz-
lich mindestens drei schriftliche Angebote einzuholen.

Bei der Schätzung des Auftragswerts ist in der Regel, in Orientierung an die Projektlaufzeit,
eine Vertragslaufzeit von vier Jahren zugrunde zu legen, es sei denn es handelt sich um
einen festdefinierten Leistungszeitraum. Die Teilung des Auftrages in mehrere Vergaben ist
unzulässig, wenn damit der Zweck verfolgt wird, die genannten Höchstwerte zu unterschrei-
ten.

Die Vergabeentscheidung ist ab einem Netto-Auftragswert von 500,01 € auf dem Formular
„Vergabevermerk: Freihändige Vergabe“ zu dokumentieren. Falls keine Preiseermittlung bei
mindestens drei Unternehmen möglich ist bzw. nicht mindestens drei schriftliche Angebote
eingeholt werden können, ist dies im Vergabevermerk zu begründen. Neben dem Vergabe-
vermerk selbst sind auch sämtliche Unterlagen aufzubewahren, die für die Beurteilung des
Vergabevorgangs relevant sind. Anhand dieser Unterlagen muss sich der Vergabevorgang
lückenlos nachvollziehen lassen - von den Vorüberlegungen, eine bestimmte Leistung einzu-
kaufen, über die Preisermittlung/Angebotseinholung und -bewertung bis zur letztendlichen
Auftragsvergabe unter Vorlage des entsprechenden Vertrags.

Haushalts- bzw. zuwendungsrechtliche Aufbewahrungsfristen sind zu beachten.

Das Vergabeverfahren soll sicherstellen, dass bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen
immer das wirtschaftlichste Angebot den Zuschlag erhält. Das bedeutet nicht, dass das
Angebot mit dem niedrigsten Angebotspreis automatisch das wirtschaftlichste ist. Vielmehr
kommt es bei der Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots darauf an, das optimale
Preis-Leistungsverhältnis unter Beachtung der vorher festgelegten Auswahlkriterien (Preis,
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Qualität, Konzept u.a.m) und deren Gewichtung festzustellen. Dabei ist zu berücksichtigen,
dass Eignungsgesichtspunkte (Vorerfahrungen, Referenzen u.ä.) in die Angebotswertung
nicht einbezogen werden dürfen.

Alle im Vergabeverfahren anfallenden Unterlagen sind geschlossen aufzubewahren.

Bei der Vergabe von Aufträgen ist durch vertragliche Gestaltung sicherzustellen, dass sich
die Auftragnehmer verpflichten, den Projektträgern die erforderlichen Informationen über die
als Aufträge vergebene Tätigkeit zu liefern.

4. Was gilt für die Belegführung

4.1 Wie wird die Verwendung der Fördermittel nachgewiesen?

Die Verwendung der Zuwendung ist regelmäßig nachzuweisen. Die Beleglisten werden auf
Basis der laufend vom Projektträger einzugebenden Ausgabenbelege mit Hilfe der Online-
Beleg-Erfassung im Fördermittelportal e2 erstellt. Getätigte Ausgaben werden durch den
Zuwendungsempfänger laufend im Fördermittelportal e2 eingegeben und in regelmäßigen
Abständen durch das BAFzA geprüft.

4.2 Was ist bei Belegen im Allgemeinen zu beachten?

Alle Ausgaben müssen generell einen begründbaren Projektbezug haben und mit Originalbe-
legen nachweisbar sein. Die Belege sind mit der entsprechenden Belegnummer zu kenn-
zeichnen. Die Belegnummern in der Belegliste und auf dem Beleg selbst müssen überein-
stimmen. Es gelten die Bestimmungen der ANBest-P Nr. 6.4 entsprechend.

Belege müssen immer auf die Institution, die den Beleg abrechnet, ausgestellt sein. Belege,
die z.B. auf den Namen von Mitarbeiter/-innen ausgestellt sind, werden nicht akzeptiert.

Den Belegen ist auf Anforderung der tatsächliche Zahlungsnachweis beizufügen (z.B. Kon-
toauszug, Überweisungsbeleg). Bei Online-Banking sind die jeweiligen Kontoausdrucke
beizulegen und der zugehörige Betrag zu markieren.

Bei mehreren Belegen in einer Überweisung sind entsprechende Kopien anzufertigen und
jedem Beleg beizufügen; der Hinweis auf das Original ist auf jeder Kopie zu vermerken.

Wird der Beleg nur anteilig über das Projekt abgerechnet, so muss eine Aufschlüsselung der
Finanzierung des Gesamtbetrages auf der Originalrechnung vorgenommen werden.

Ausgabe- und Einnahmebelege sind spätestens alle 2 Monate im Fördermittelportal zu aktu-
alisieren. Bei der Erfassung von Einnahmebelegen ist immer auch das Buchungsdatum des
Beleges mit einzutragen.
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4.3 Wie nutze ich die Module „Belegliste“ und „Mittelabruf“ im Fördermittelportal e2?

Die Belege ihrer seit Projektbeginn getätigten Ausgaben müssen Sie in die Belegliste des
Fördermittelportals e2 einpflegen, um das Modul Mittelabruf nutzen zu können. Dazu wurde
Ihnen im Vorfeld eine EXCEL-Datei als so genannte csv-Datei zur Verfügung gestellt, in der
Sie bis zur Freischaltung des Fördermittelportals e2 Ihre Belege erfassen konnten. Diese
Datei lässt sich im Folgenden in das Fördermittelportal e2 über eine spezielle Funktion impor-
tieren. Damit wird die Übertragung der Belegdaten in das Fördermittelportal e2 erleichtert.
Allerdings müssen zu jedem Beleg die entsprechenden Unterlagen zusätzlich hochgeladen
werden (siehe 4.4-4.6).

Die Nutzung der beiden Module ist ausführlich in der Handlungsanleitung zum Fördermittel-
portal e2 beschrieben.

4.4 Welche Belege müssen elektronisch hochgeladen werden?

Damit die gegenüber der Europäischen Kommission bestehende Nachweisführung getätigter
Projektausgaben und deren Prüfung in dem gesetzten engen Zeitrahmen erfüllt werden
können, ist es erforderlich, dass alle Ausgabebelege einschließlich der dazu gehörenden
Zahlungsnachweise, ausgabebegründenden Verträge und Rechnungen in das Fördermittel-
portal e2 eingescannt und gespeichert werden. Dabei genügt das einfache Einscannen der
Dokumente im Fördermittelportal e2.

4.5 Müssen alle Belege elektronisch erfasst werden?

Die elektronische Erfassung (Einscannen und Hochladen) von Personalausgabenbelegen
und Belegen der Kofinanzierung (z.B. Teilnehmendeneinkommen) ist nicht erforderlich. Im
Rahmen der Mittelabrufprüfung und Zwischen-/Verwendungsnachweisverfahren hat der
Projektträger die für die Prüfung erforderlichen Belege auf Anforderung einzureichen.

4.6 Muss der Zahlungsfluss zu jeder Ausgabe hochgeladen werden?

Gemäß dem Realkostenprinzip erstattet der ESF nur Aufwendungen die zuwendungsfähig
sind, der Höhe nach tatsächlich während der Projektlaufzeit entstanden, bezahlt sind und
durch Belege nachgewiesen werden können.

Hinweis: Die elektronische Erfassung (Einscannen und Hochladen) von Personalausgaben-
belegen (z.B. Gehaltsnachweise) und Belegen der Kofinanzierung (z.B. Teilnehmendenein-
kommen) ist grundsätzlich nicht erforderlich bzw. nur auf Anfrage.

4.7 Müssen die Sammelüberweisungen im Fördermittelportal e2 hochgeladen werden?

Aus den hochgeladenen Belegen muss sich eindeutig ergeben, dass der Rechnungsbetrag
abgeflossen ist. Wenn dieser Betrag Teil einer mehrseitigen Sammlerliste ist, ist es ausrei-
chend nur die Seite der Sammlerliste zu erfassen, auf der der Betrag auftaucht. Wichtig ist,
dass diese Seite aber auch den Sammelbetrag nennt, mit dem dann die Verbindung zum
eigentlichen Kontoauszug hergestellt werden kann. Der Kontoauszug ist hochzuladen.
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4.8 Was sind die prüfungsrelevanten Unterlagen für Personalausgaben?

Für das Projektpersonal müssen folgende Unterlagen in Papierform vorgelegt werden:

 Arbeitsvertrag,
 monatliche Gehaltsnachweise,
 Nachweise über den Zahlungsfluss (Buchungsbelege),
 personenbezogene Stundenaufzeichnungen mit den tatsächlich für das Projekt

erbrachten Stunden (Stundenjournal).
Hinweis: Wird ein/eine Mitarbeiterin zu 100 % im Projekt eigesetzt, so ist kein
Stundennachweis notwendig.

 Qualifikationsnachweise.

Die vorstehende Liste ist nicht abschließend und wird bei Bedarf ergänzt.

Hinweis: Grundsätzlich erfolgt im Rahmen des ersten Mittelabrufes einmalig eine detaillierte
Prüfung der Personalausgaben. Sofern diese erste Überprüfung fehlerfrei ist und sich in
nachfolgenden Mittelabrufen keine wesentlichen Änderungen der Beträge ergeben, kann in
den nachfolgenden Mittelabrufen grundsätzlich auf eine detaillierte Prüfung der Personalbe-
lege verzichtet werden.

Für Fragen wenden Sie sich gerne an:

Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
Referat 403 – ESF-Förderprogramme 2014-2020
50964 Köln

Ab 2018:

Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
Von-Gablenz-Straße 2-6
50679 Köln

 0221/3673 – 4410, -4456, -4458, -4462 und -4463

 stark-im-beruf@bafza.bund.de

http://www.esf-regiestelle.de/foerderperiode-2014-2020/stark-im-beruf-muetter-mit-
migrationshintergrund-steigen-ein




